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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

 
1. Verfahrensrecht: Korrektur bestandskräftiger Bescheide nach Außenprüfung 

Urteil vom 06.05.2024, Az: III R 14/22  

2. Körperschaftsteuer: Spartenrechnung i. S. v. § 8 Abs. 9 KStG 
Urteil vom 14.03.2024, Az: V R 51/20  

3. Einkommensteuer: Zufluss nicht ausgezahlter Tantiemen bei beherrschendem 
Gesellschafter-Geschäftsführer 
Urteil vom 05.06.2024, Az: VI R 20/22  

4. Verfahrensrecht: Anspruch auf Akteneinsicht nach bestandskräftiger Veran-
lagung 
Urteil vom 07.05.2024, Az: IX R 21/22  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Verfahrensrecht: Korrektur bestandskräftiger Bescheide nach Außenprüfung 

Urteil vom 06.05.2024, Az: III R 14/22 
Die Art und Weise, in der der Steuerpflichtige seine Aufzeichnungen geführt hat, ist 
eine Tatsache im Sinne des § 173 Abs. 1 Nr. 1 der Abgabenordnung (AO) . Dies gilt 
im Fall der Einnahmenüberschussrechnung nicht nur für Aufzeichnungen über den 
Wareneingang gemäß § 143 AO , sondern ebenso für sonstige Aufzeichnungen und 
die übrige Belegsammlung. 
 

  
2. Körperschaftsteuer: Spartenrechnung i. S. v. § 8 Abs. 9 KStG 

Urteil vom 14.03.2024, Az: V R 51/20 
1. Der Körperschaftsteuerfestsetzung kommt gemäß § 10d Abs. 4 Satz 4 des Einkom-
mensteuergesetzes i.V.m. § 8 Abs. 9 Satz 8 Halbsatz 2 KStG Bindungswirkung zu. 
Auf § 8 Abs. 9 Satz 8 Halbsatz 1 KStG beruhende Feststellungsbescheide sind daher 
hinsichtlich der Höhe des verbleibenden negativen Gesamtbetrags der Einkünfte und 
dessen Zuordnung zu den Sparten im Sinne des § 8 Abs. 9 Satz 1 und 3 Halbsatz 1 
KStG einer gerichtlichen Überprüfung auf ihre materielle Richtigkeit hin entzogen. 
 
2. Die Gleichartigkeit im Sinne von § 8 Abs. 9 Satz 3 Halbsatz 1 KStG ist tätigkeitsbe-
zogen auszulegen, so dass die Voraussetzungen von § 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 und 3 
KStG ohne Bedeutung sind. 
 

  
3. Einkommensteuer: Zufluss nicht ausgezahlter Tantiemen bei beherrschendem 

Gesellschafter-Geschäftsführer 
Urteil vom 05.06.2024, Az: VI R 20/22 
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1. Einem beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer fließen Einnahmen aus Tan-
tiemeforderungen gegen seine Kapitalgesellschaft bereits bei Fälligkeit zu (Bestäti-
gung der ständigen Rechtsprechung). 
 
2. Fällig wird der Tantiemeanspruch mit der Feststellung des Jahresabschlusses, sofern 
die Vertragsparteien nicht zivilrechtlich wirksam und fremdüblich eine andere Fällig-
keit im Anstellungsvertrag vereinbart haben. 
 
3. Tantiemeforderungen, die in den festgestellten Jahresabschlüssen nicht ausgewiesen 
sind, fließen dem beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer nicht zu, auch wenn 
eine dahingehende Verbindlichkeit nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchfüh-
rung in den (festgestellten) Jahresabschlüssen hätte gebildet werden müssen (a.A. 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 12.05.2014, BStBl I 2014, 860). 
 

  
4. Verfahrensrecht: Anspruch auf Akteneinsicht nach bestandskräftiger Veranla-

gung 
Urteil vom 07.05.2024, Az: IX R 21/22 
1. Der Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über einen Antrag auf Ein-
sicht in eine Steuerakte außerhalb eines finanzgerichtlichen Verfahrens besteht nicht, 
wenn der Steuerpflichtige für den betroffenen Besteuerungszeitraum bereits bestands-
kräftig veranlagt wurde und die Einsichtnahme der Verfolgung steuerverfahrensfrem-
der Zwecke dienen soll (hier: Prüfung eines Schadenersatzanspruchs gegen den ehe-
maligen Steuerberater). 
 
2. Der Anspruch auf Auskunftserteilung über die Verarbeitung von personenbezoge-
nen Daten gemäß Art. 15 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) wird 
nicht nach Art. 23 Abs. 1 Buchst. i DSGVO i.V.m. § 32c Abs. 1 Nr. 1 , § 32b Abs. 1 
Nr. 2 Satz 1 der Abgabenordnung (AO) ausgeschlossen, wenn hierdurch auch Daten 
berührt werden, die dem (ehemaligen) Steuerberater der betroffenen Person zuzuord-
nen sind, allerdings aus einer Erklärung stammen, die der Steuerberater als deren Ver-
treter im Sinne von § 80 Abs. 1 Satz 1 AO übermittelt hat. 
 
3. Gesetzliche Aufbewahrungsvorschriften für Steuerakten der Finanzverwaltung be-
stehen nicht, sodass ein Auskunftsrecht über darin enthaltene personenbezogene Daten 
nicht nach Art. 23 Abs. 1 Buchst. i DSGVO i.V.m. § 32c Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a AO 
ausgeschlossen ist. 
  

 

 


